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Digitale Gewitterwolken 
(Wie) Sollte die EU Plattformen regulieren? 

Ein Großteil der geschäftlichen wie der privaten Kommunikation erfolgt 
heute über Internet-Plattformen. Als „Intermediären“ kommt Plattformbe-
treibern wie Amazon, Apple, Facebook oder Google damit eine entschei-
dende Rolle für den demokratischen und gesellschaftlichen Diskurs wie 
die kommunikative Grundversorgung zu. 
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Plattformen geraten daher zunehmend in den Fokus staatlicher Regulie-
rung. Bisher konzentrieren sich die Ansätze zur regulatorischen Erfassung 
von Plattformen im nationalen wie im EU-Recht allerdings einseitig auf be-
stimmte Aspekte von Plattformen, ohne übergreifende Konzepte in den 
Blick zu nehmen. So stand in letzter Zeit vor allem das Bemühen im Fokus 
der politischen Diskussion, die Plattformbetreiber zum Schutz bestimmter 
individueller Interessen, namentlich von Urheber- und Persönlichkeitsrech-
ten, zur Sperrung bzw. Filterung bestimmter rechtswidriger Inhalte zu ver-
pflichten. 

Der Streit um die Angemessenheit solcher Upload-Filter hat jüngst vor al-
lem im Hinblick auf die Gefahr eines „Overblocking“ zu einem vorüberge-
henden Stocken der Trilogverhandlungen zur EU-Urheberrechtsreform ge-
führt. Auch das Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) von 2017 steht 
wegen der fehlenden Sanktionierung eines Overblocking und der damit 
verbundenen Eingriffe in die Meinungsfreiheit in der Kritik. 

Vor diesem Hintergrund sollen für eine künftige Regulierung von Plattfor-
men auf EU-Ebene alternative Ansätze gefunden werden, um einerseits 
die Funktionsfähigkeit von Plattformen als Kommunikationsvermittler zu 
gewährleisten und für einen möglichst breiten Zugang offen zu halten, oh-
ne andererseits die berechtigten Interessen der betroffenen Rechtsinha-
ber zu gefährden. Neben urheberrechtlichen Haftungsmodellen sollen da-
bei auch die Mechanismen der medienrechtlichen Regulierung von Rund-
funkplattformen sowie der kartellrechtlichen Marktmachtkontrolle in den 
Blick genommen werden. 
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